
Am Festungsgraben 1
                                                 26135 Oldenburg

Merkblatt

zur Anwendung der Mitteilungsverordnung zu § 93a der Abgabenordnung
für kommunale Gebietskörperschaften in Niedersachsen

Bei der Entwicklung dieses Merkblatts wurden
die kommunalen Spitzenverbände in Niedersachsen beteiligt.

Es soll den Beschäftigten der mitteilungspflichtigen Behörden bei der Entscheidung unterstützen,

ob eine Zahlung unter die Mitteilungsverordnung (MV) vom 07.09.1993 (BGBl. I S. 1554), zuletzt

geändert durch Artikel 58 des Gesetzes vom 23.12.2003 (BGBl. I S. 2848), fällt. Die Mitteilungs-

pflichten bei Verwaltungsakten (§ 4 MV) und gewerberechtlichen Erlaubnissen und Gestattungen

(§ 6 MV) sind nicht Inhalt dieses Merkblatts. Die „Tz.“-Angaben im anliegenden Ablaufschema

beziehen sich auf das das BMF Schreiben vom 25.03.2002 – IV D 2 – S 0229 – 26/02 (BStBl I S.

477). Der aktuelle Text der MV kann unter http://bundesrecht.juris.de/bundesrecht/mv/index.html

nachgelesen werden.

Für Rückfragen steht die/der Hauptsachgebietsleiter/in Abgabenordnung des für die mitteilende

Behörde örtlich zuständigen Finanzamtes zur Verfügung.

Häufig gestellte Fragen (FAQ) zur Mitteilungsverordnung werden auf der Homepage der OFD

Niedersachsen (www.ofd.niedersachsen.de, Navigation: Steuer > Häufige Fragen/FAQ, Stichwort:

Mitteilungsverordnung) beantwortet. Dort findet sich auch ein Muster für eine Mitteilung.
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Zahlung einer
Behörde Ausnahmen von der

Mitteilungspflicht?

Nein

Zahlung
 im Rahmen einer land-
u. forstwirtsch., gewerbl.

o. freiberufl.
Tätigkeit?

Ja

Unterliegt die Zahlung dem
Sozialgeheimnis oder wird ein

Steuerabzug durchgeführt?

Nein

Zahlung an Land-
und Forstwirte,

Gewerbetreibende und
Freiberufler im
Nebenberuf?

Zahlung in Bar oder
per Scheck? (Also keine

Überweisung aufs
Geschäftskonto!)

Nein

Nein

Zahlung an Dritte (z.B.
Abtretung, Pfändung
oder Aufrechnung)?

Nein
Mitteilung an

Finanzbehörde
Keine Mitteilung

Bagatellgrenze (Jahresbetrag)? Unter 1.500,- €

Wiederkehrende
Bezüge?

Nein, einmalige Zahlung

Über 1.500,-€

Ja, wiederkehrende Zahlung
Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Tz. 2.1 Tz. 3.1, 3.2, 3.4

Tz. 3.3, 4.1.1.2

Tz. 3.5

Tz. 5.2.1.3Tz. 4.1.1.1 a)

Tz. 4.1.1.1 a)

Tz. 4.1.1.1 b)

Tz. 5.2.1.1

Schema für die Prüfung der Mitteilungspflicht bei Zahlungen.

Zweifel, ob Haupttätigkeit
oder Geschäftskonto?

Nein

Ja

Tz. 4.1.1.1 b) Abs. 3

Tz. 5. (Form und Inhalt der Mitteilung)


